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Rainer BECKMANN

In Deutschland zeichnen sich die Kontu-
ren einer möglichen Regelung von Patien-
tenverfügungen ab. Sowohl eine Arbeitsgrup-
pe des Bundesjustizministeriums als auch
die Enquete-Kommission „Ethik und Recht
der modernen Medizin“ des Deutschen Bun-
destages haben konkrete Vorschläge zur
Regelung von Patientenverfügungen vorge-
legt. Dennoch bleiben Bedenken, ob der
Gesetzgeber überhaupt tätig werden soll.

1. 1. 1. 1. 1. AAAAAusgangslageusgangslageusgangslageusgangslageusgangslage

Unter einer Patientenverfügung wird die
meist schriftliche Willensäußerung einer Per-
son im entscheidungsfähigen Zustand ver-
standen, mit der Festlegungen für eine künf-
tige medizinische Behandlung getroffen wer-
den, wenn die eigene Äußerungsfähigkeit
nicht mehr gegeben ist. Sie kann Angaben
zur gewünschten Art und zum gewünschten
Umfang medizinischer Behandlung und Pfle-
ge enthalten. Meist werden jedoch für be-
stimmte Krankheitssituationen Wünsche zur
Unterlassung weiterer Behandlungen oder
lebensverlängernder Maßnahmen geäußert.

In den letzten Jahren sind Patientenverfü-
gungen in der juristischen Literatur und in
der Rechtsprechung der Vormundschaftsge-
richte immer stärker als verbindliche An-
weisungen des Patienten anerkannt worden.
Ausgehend von dem Grundsatz, dass medi-
zinische Maßnahmen, die in die körperli-
che Unversehrtheit des Patienten eingreifen,
der Einwilligung des Patienten bedürfen, ist
man heute überwiegend der Auffassung,
dass lebensverlängernde Behandlungsmaß-
nahmen nicht durchgeführt werden dürfen,
wenn sie der Patient ausdrücklich – und sei
es in einer Vorausverfügung – abgelehnt hat.

Diese Auffassung wurde durch ein Urteil
des Bundesgerichtshofs vom März 2003 grund-
sätzlich bestätigt.1  Es beschränkt jedoch den
Anwendungsbereich (bzw. die „Reichweite“)
von Patientenverfügungen unter Bezugnahme
auf eine frühere Entscheidung des BGH in ei-
ner Strafsache2  auf Fälle, in denen das Grund-
leiden irreversibel ist und einen tödlichen Ver-
lauf angenommen hat. Gleichzeitig entschied
der BGH im Wege richterlicher Rechtsfort-
bildung, dass die Zustimmung eines Betreu-
ers zum Abbruch lebensverlängernder Maß-
nahmen vom Vormundschaftsgericht geneh-
migt werden müsse. Beides stieß in der Fach-
literatur auf zum Teil scharfe Kritik.3

Besondere Wirksamkeitsvoraussetzungen
für die Verbindlichkeit von Patientenverfügun-
gen – wie z. B. eine vorherige ärztliche Bera-
tung, eine besondere Form oder eine zeitli-
che Nähe zur Entscheidungssituation – ver-
langte der BGH nicht, obwohl solche Bedin-
gungen seit Jahren in unterschiedlicher Kom-
bination diskutiert werden. Unstrittig ist, dass
eine Patientenverfügung jederzeit formfrei
widerrufen werden kann und nur dann tatsäch-
lich beachtet werden muss, wenn die in ihr
beschriebene Situation hinreichend genau die
aktuell zu entscheidende Fallkonstellation trifft.

2. 2. 2. 2. 2. VVVVVorscorscorscorscorschläge der hläge der hläge der hläge der hläge der Arbeitsgruppe des Bun-Arbeitsgruppe des Bun-Arbeitsgruppe des Bun-Arbeitsgruppe des Bun-Arbeitsgruppe des Bun-
desjustizministeriumsdesjustizministeriumsdesjustizministeriumsdesjustizministeriumsdesjustizministeriums

Eine von der Bundesjustizministerin einge-
setzte Arbeitsgruppe hat im Juni 2004 einen
Bericht zum gesetzgeberischen Handlungs-
bedarf im Bereich der Sterbehilfe vorgelegt.4

Der Schwerpunkt des Berichts mit dem Titel
„Patientenautonomie am Lebensende“ liegt auf
dem Thema Patientenverfügungen. Nach An-
sicht der Arbeitsgruppe sollen Erklärungen, die
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die Behandlungssituation genau treffen, direkt
und ohne Einschaltung eines gesetzlichen Ver-
treters Anwendung finden. Bestehen dagegen
Zweifel darüber, ob die Verfügung den zu ent-
scheidenden Fall erfasst, der Patient seine
Meinung geändert oder die Verfügung wider-
rufen hat, dann soll sich der gesetzliche Ver-
treter mit dem Arzt und dem Behandlungs-
team sowie den Angehörigen beraten. Die Ein-
beziehung der Pflegekräfte und der Angehö-
rigen soll aber nicht im Gesetz verbindlich
vorgeschrieben werden. Sind sich der Arzt und
der gesetzliche Vertreter einig, bedarf ein
eventueller Behandlungsabbruch nicht der
Genehmigung des Vormundschaftsgerichts.
Das gleiche gilt, wenn der Patient einen Be-
vollmächtigten bestimmt und ihm speziell für
die Frage des Behandlungsabbruchs die Ent-
scheidungsbefugnis übertragen hat.

Besondere Wirksamkeitsvoraussetzungen
oder Beschränkungen der Reichweite werden
von der BMJ-Arbeitsgruppe nicht vorgeschla-
gen.5  Damit könnte man die Vorschläge die-
ser Arbeitsgruppe als sehr „autonomie-“ bzw.
„selbstbestimmungsorientiert“ bezeichnen.
Maßgeblich für die medizinische Behandlung
soll in jeder Lage der Wille des Patienten sein.
Wenn er durch eine Patientenverfügung im
Voraus für bestimmte Fälle weitere Behand-
lungsmaßnahmen ausgeschlossen hat, muss
dem regelmäßig gefolgt werden. Nur wenn
die Verfügung ungenau ist oder anderweitig
Zweifel an ihrer Gültigkeit entstehen, kommt
es zu einer Beratung zwischen gesetzlichem
Vertreter und Arzt - gegebenenfalls auch mit
den Pflegekräften und den Angehörigen. Eine
gerichtliche Entscheidung soll nur bei einem
Dissens zwischen Arzt und gesetzlichem Ver-
treter notwendig sein.

3. 3. 3. 3. 3. VVVVVorscorscorscorscorschläge der Enquete-Khläge der Enquete-Khläge der Enquete-Khläge der Enquete-Khläge der Enquete-Kommissionommissionommissionommissionommission
des Bundestagesdes Bundestagesdes Bundestagesdes Bundestagesdes Bundestages

In ihrem „Zwischenbericht Patientenver-
fügungen“ vom 6. September 20046  setzt die

Enquete-Kommission „Ethik und Recht der
modernen Medizin“ deutlich andere Schwer-
punkte. Die Mehrheit der Kommission will
Patientenverfügungen nur dann als verbind-
lich ansehen, wenn sie schriftlich vorliegen
und Fallkonstellationen betreffen, in denen
ein irreversibel tödliches Grundleiden vor-
liegt, das trotz medizinischer Behandlung
nach ärztlichem Ermessen zum Tode führen
wird. Damit bewegt sich die Kommission
ungefähr auf der Linie des BGH-Urteils vom
17. März 2003. Patientenverfügungen, die
einen Behandlungsverzicht enthalten, sollen
immer durch ein gesetzlich vorgeschriebe-
nes „Konsil“, das mindestens aus dem be-
handelnden Arzt, dem gesetzlichen Vertre-
ter, einem Vertreter des Pflegeteams und ei-
nem Angehörigen besteht, überprüft und um-
gesetzt werden. Gleichzeitig sollen solche
Entscheidungen auch immer der Genehmi-
gung des Vormundschaftsgerichts bedürfen.

Die Enquete-Kommission setzt damit – je-
denfalls formal – auf eine Beschränkung der
Reichweite von Patientenverfügungen und auf
gerichtliche Kontrolle. Ob ihre Vorschläge
praktikabel sind und tatsächlich zu einem bes-
seren Schutz alter und kranker Menschen füh-
ren, ist jedoch umstritten. Mehrere Mitglieder
der Kommission haben ihre abweichende Mei-
nung in Sondervoten zum Ausdruck gebracht.7

4. Problempunkte der Regelungsv4. Problempunkte der Regelungsv4. Problempunkte der Regelungsv4. Problempunkte der Regelungsv4. Problempunkte der Regelungsvororororor-----
schlägeschlägeschlägeschlägeschläge

Ob nun die „liberalen“, mehr an Autono-
mie und Selbstbestimmung orientierten Vor-
schläge der BMJ-Arbeitsgruppe oder die „re-
striktiven“ Vorschläge der Enquete-Kommis-
sion das bessere Lösungsmodell darstellen,
ist nicht einfach zu beurteilen.

a) Reichweitenbeschränkung?a) Reichweitenbeschränkung?a) Reichweitenbeschränkung?a) Reichweitenbeschränkung?a) Reichweitenbeschränkung?

Die von der Enquete-Kommission vorge-
sehene Reichweitenbeschränkung setzt sich
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zunächst dem Vorwurf aus, nicht verfas-
sungskonform zu sein (Verstoß gegen das
Recht auf körperliche Unversehrtheit, Art.
2 Abs. 2 S. 1 GG). Zwar ist die Beschrän-
kung des Selbstbestimmungsrechts über den
eigenen Körper nicht sehr massiv, weil im-
merhin bei allen irreversibel tödlich verlau-
fenden Erkrankungen der Patient letztlich
bestimmt, was mit ihm selbst und seinem
Körper geschieht. Die Kommission gibt aber
keine Antwort auf die Frage, was gesche-
hen soll, wenn sich ein Patient nicht an die
gewünschte Reichweite hält und in einer
Verfügung auch für eine außerhalb der
Reichweite liegende Fallkonstellation be-
stimmte lebensverlängernde Maßnahmen
ablehnt. Muss er dann gegen seinen erklär-
ten Willen zwangsbehandelt werden? Dies
könnte dem Grundsatz widersprechen, dass
jeder körperliche Eingriff - auch der zu Heil-
zwecken - der Legitimation durch die Ein-
willigung des Patienten bedarf.

Ferner ist zu bedenken, dass eine „Be-
schränkung der Reichweite“ von Patienten-
verfügungen zwar einerseits darauf abzielt,
bestimmte Verfügungen von der Wirksam-
keit auszuschließen, andererseits aber auch
zur Folge hat, dass die innerhalb der Reich-
weite liegenden Verfügungen ausdrücklich
anerkannt werden. Hieraus könnte von den
Normadressaten eine „Gestaltungsempfeh-
lung“ für den eigenen Sterbevorgang abge-
leitet werden. Der vom Gesetzgeber abge-
steckte Rahmen wird deshalb in der Praxis
die Möglichkeit eröffnen, kranken und al-
ten Menschen das Abfassen von Patienten-
verfügungen zur Abkürzung bestimmter
Krankheitszustände – u. U. mit mehr oder
weniger sanftem Druck – „nahe zu legen“.

b) Umsetzung durch ein Gremium mitb) Umsetzung durch ein Gremium mitb) Umsetzung durch ein Gremium mitb) Umsetzung durch ein Gremium mitb) Umsetzung durch ein Gremium mit
besonderer Pbesonderer Pbesonderer Pbesonderer Pbesonderer Patientennäheatientennäheatientennäheatientennäheatientennähe

Zustimmung verdient dagegen die Auf-
fassung der Enquete-Kommission, dass die
Umsetzung einer Patientenverfügung nicht

durch eine Person allein (z. B. den Arzt oder
den gesetzlichen Vertreter), sondern durch
ein „Konsil“ erfolgen soll, dem alle Perso-
nen angehören, die einen unmittelbaren Pa-
tientenkontakt haben: der behandelnde Arzt,
der gesetzliche Vertreter, ein Vertreter des
Pflegeteams, ein Angehöriger und ggf. noch
weitere Personen. Auf diese Weise wird si-
chergestellt, dass alle Informationen über
den Patienten und seine konkreten Wünsche
berücksichtigt werden können. Die Vor-
schläge der BMJ-Arbeitsgruppe konzentrie-
ren sich dagegen zu sehr auf den in der Pa-
tientenverfügung erklärten Willen. Dieser
bedarf in den meisten Fällen einer Interpre-
tation, die wiederum nicht von ein oder zwei
Personen allein erfolgen sollte, sondern eine
breitere Wissensbasis benötigt.

c) Einbindung des c) Einbindung des c) Einbindung des c) Einbindung des c) Einbindung des VVVVVormundscormundscormundscormundscormundschaftsge-haftsge-haftsge-haftsge-haftsge-
richtsrichtsrichtsrichtsrichts

Wenig sachgerecht erscheint die Vorstel-
lung der Enquete-Kommission, dass jede Ent-
scheidung für einen Behandlungsabbruch ge-
mäß dem Willen des Patienten vom Vormund-
schaftsgericht genehmigt werden müsse. Sie
steht in einem deutlichen Spannungsverhält-
nis mit der Forderung nach einem „Konsil“
bei der Umsetzung von Patientenverfügun-
gen. Kommen die am Konsil beteiligten Per-
sonen übereinstimmend zu dem Ergebnis,
dass in der gegebenen Entscheidungssitua-
tion der in einer Patientenverfügung festge-
legte Wille eine Behandlungsmaßnahme ver-
bietet, dann kann diese Willensentscheidung
nicht übergangen werden. Eine zusätzliche
Prüfung durch das Vormundschaftsgericht er-
scheint hier weder notwendig noch hilfreich.

Es ist nicht ersichtlich, wie der Vormund-
schaftsrichter zu einem anderen Ergebnis
kommen könnte als das Konsil. Die am Kon-
sil beteiligten Personen haben in Bezug auf
ihre Patientennähe allesamt einen weiten
Vorsprung vor dem Richter, den persönlich
nichts mit diesem „Fall“ verbindet. Zwar
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kann Unbeteiligtsein auch ein Vorteil sein,
nämlich dann, wenn ein Streitfall von einer
„objektiven“ und „neutralen“ Instanz ge-
schlichtet werden soll. Bei der Beurteilung
einer Verzichtserklärung in einer Patienten-
verfügung und der Prüfung, ob entgegenste-
hende Erklärungen bekannt geworden sind,
kommt es aber gerade nicht auf Neutralität
und Sachferne, sondern auf möglichst ge-
naue Kenntnis des Patienten, seines persön-
lichen Umfeldes, seiner Gefühls- und Ge-
dankenwelt an. All dies kann sich ein Rich-
ter nur mühsam und zeitaufwendig über die
am Konsil beteiligten Personen aneignen.
Eine inhaltlich bessere Entscheidung als die
des Konsils ist in der Praxis nicht denkbar.

Eine zwingende Genehmigung durch das
Vormundschaftsgericht ist daher nicht ge-
boten. Es erscheint vielmehr ausreichend,
das Gericht nur dann anzurufen, wenn es
unter den am Konsil beteiligten Personen zu
einem Dissens kommt. Ferner ist eine ge-
richtliche Missbrauchskontrolle notwendig.
Diese ist aufgrund des Amtsermittlungsprin-
zips im deutschen Betreuungsrecht ohnehin
gegeben. Jeder Beteiligte oder Unbeteilig-
te, der ein Vorgehen zum Nachteil des nicht
mehr entscheidungsfähigen Patienten ver-
mutet, kann eine vormundschaftsgerichtli-
che Kontrolle durch eine Information des
Gerichts veranlassen.

5. Grundsätzliche Bedenken gegen eine5. Grundsätzliche Bedenken gegen eine5. Grundsätzliche Bedenken gegen eine5. Grundsätzliche Bedenken gegen eine5. Grundsätzliche Bedenken gegen eine
gesetzliche Regelunggesetzliche Regelunggesetzliche Regelunggesetzliche Regelunggesetzliche Regelung

Die nun vorliegenden Empfehlungen zur
Regelung von Patientenverfügungen können
nicht darüber hinwegtäuschen, dass weiter-
hin grundsätzliche Zweifel an diesem In-
strument der Selbstbestimmung bestehen.

a) Überbetonung der Selbstbestimmunga) Überbetonung der Selbstbestimmunga) Überbetonung der Selbstbestimmunga) Überbetonung der Selbstbestimmunga) Überbetonung der Selbstbestimmung

Patientenverfügungen ermöglichen grund-
sätzlich selbstbestimmte Entscheidungen am

Lebensende. Dieser Selbstbestimmung sind
jedoch deutliche Grenzen gesetzt. Es gibt
zahlreiche Unsicherheitsfaktoren. Zum ei-
nen fehlt es jeder Vorausverfügung an der
Unmittelbarkeit der Entscheidungssituation,
so dass zum Zeitpunkt der Erstellung der
Verfügung nicht alle für eine optimale Ent-
scheidung erforderlichen Informationen be-
kannt sind. Zum anderen ist die Angst vor
künftigem Leiden oder eine bereits als leid-
voll empfundene Situation nicht unbedingt
ein guter Ratgeber, wenn es darum geht,
den Wunsch nach Unterlassung bestimmter
Behandlungsmaßnahmen zu äußern. Wie
„selbstbestimmt“ ist denn eine auf Angst vor
Leid oder auf Leiderfahrung gegründete Pa-
tientenverfügung wirklich? „Leid“ kann
durch schlechte Symptomkontrolle (insb. in
der Schmerztherapie), mangelhafte Pflege
und soziale Isolierung verursacht sein. Das
Begehren nach Behandlungsverzicht ist da-
her immer auch von den konkreten Umfeld-
bedingungen abhängig, die durch politische
Maßnahmen beeinflusst werden könnten. Es
ist daher zu befürchten, dass Patientenver-
fügungen - deren gesetzliche Regelung kei-
nerlei Kosten verursacht - indirekt dazu bei-
tragen, dass die kostspielige medizinische
Versorgung alter und kranker Menschen so-
wie der Ausbau der Palliativmedizin und des
Hospizwesens vernachlässigt werden. In
Hinblick auf den vermeintlichen Zuwachs
an Autonomie durch die Propagierung von
Patientenverfügungen muss daher vor fal-
schen Hoffnungen gewarnt werden.

b) Einfallstor für negatib) Einfallstor für negatib) Einfallstor für negatib) Einfallstor für negatib) Einfallstor für negativvvvve Selbstbewere Selbstbewere Selbstbewere Selbstbewere Selbstbewer-----
tungentungentungentungentungen

Das Instrument der Patientenverfügung ist
immer auch mit der Gefahr einer schlei-
chenden Selbstentwertung     alter und kran-
ker Menschen verbunden.8  Behandlungsver-
zichtserklärungen definieren häufig impli-
zit bestimmte Krankheitszustände als nicht
mehr lebenswert (z. B. Demenz, Alzheimer,
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dauerhafte Bewusstlosigkeit, Bettlägerigkeit,
Notwendigkeit der künstlichen Ernährung).
Hierin spiegeln sich auch soziale Einstel-
lungen und Einflüsse wieder. Gleichzeitig
werden diese durch die zahlreichen Formu-
lare, die Behandlungsverzichte in derarti-
gen Zuständen als Wahlmöglichkeiten vor-
sehen, verstärkt. Schwerwiegende Krank-
heitszustände, die einen hohen Aufwand für
Pflege, Betreuung und medizinische Versor-
gung erfordern, erscheinen als unerwünscht
und „vermeidbar“. Es wird zwar niemand
verpflichtet, für den Fall des Eintretens ei-
nes solchen Zustandes auf Behandlung zu
verzichten. Durch eine ausdrückliche ge-
setzliche Regelung von Patientenverfügun-
gen, die solche Behandlungsverzichte ent-
halten, entsteht aber unweigerlich eine „nor-
mative Akzeptanz“, die das Verhalten vie-
ler Menschen beeinflussen wird.

Es ist nicht die Aufgabe der Politik, dem
bereits vorherrschenden Trend, Verfügungen
mit impliziter Selbstentwertung zu verfas-
sen, einen rechtlichen Rahmen zu geben,
ihm hierdurch zwar gewisse Grenzen zu
setzen, aber auch insgesamt Vorschub zu
leisten. Es wäre daher durchaus zu überle-
gen, von einer ausdrücklichen Regelung die-
ser Verfügungen ganz abzusehen und es bei
der rechtlichen Geltung zu belassen, die sie
aufgrund allgemeiner zivilrechtlicher
Grundsätze bereits haben und die auch von
der Rechtsprechung anerkannt sind. Dage-
gen sollte im Rahmen von Aufklärungs- und
Informationsmaßnahmen auf das Für und
Wider von Patientenverfügungen aufmerk-
sam gemacht werden. Vor allem wäre es
eine wichtige Aufgabe, vor den Gefahren von
Verfügungen zu warnen, in denen bestehen-
de Chancen für eine Besserung des Gesund-
heitszustandes ausgeschlagen werden.

Eine große Zahl von Bürgerinnen und Bür-
gern hat bislang noch keine Patientenverfü-

gung und wird auch in Zukunft vermutlich
keine haben. Diese Menschen sollten nicht
durch die Aktivität des Gesetzgebers auf ein
zumindest ambivalentes Instrument hinge-
wiesen werden, dessen massenhafter Ge-
brauch dazu führen kann, dass die notwen-
digen Veränderungen im Gesundheitswesen
nicht auf den Weg gebracht werden, die
wirklich geeignet sind, die Achtung vor dem
Leben und der Würde alter, kranker und ster-
bender Menschen zu stärken. Jeder Mensch
hat einen Anspruch darauf, menschenwür-
dig sterben zu dürfen, egal ob er eine Pati-
entenverfügung hat oder nicht. Hierfür die
Rahmenbedingungen zu schaffen, ist die
vorrangige politische Aufgabe. Patientenver-
fügungen müssen deshalb nicht geregelt,
sondern sollten durch Ausbau der Palliativ-
medizin und Stärkung der Hospizbewegung
überflüssig gemacht werden.
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